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Die gegenwartige politisehe Konstellation seheint zwar eber gegen einen Beibill
der Türkei zur EU zu sprechen. doch sollte diese Möglichkeit naeh wie vor nieht aus den
Augen gelassen werden. Vielleieht liegt sogar in einem Beitrlu gerade der Sehlüssel zur
Lösung der Probleme. die die Europ:ler mit der Türkei haben. AUein die Sache der Türkei
ist es a1lerdings. einige Grundentseheidungen zu treffen. die den Beitriıı aus türkiseber
Sieht erleiehtem oder überhaupt erst ermögliehen. Dazu gehört die Anderung der
türkisehen Verfassung. Denn der besondere Charakter der EU ist mit den Vorgaben der
türkischen Verfassung nicht ohne weiteres in Einklang zu bringen.

ı. Die wesentlicben Cbarakteristika der EU

1. Souverinitöt

Souverl1nitlit ist die Befugnis eines Staates. unter Aussehlua anderer Staaten und
Organisationen die eigenen Rechte und Pfliehten nach auBen frei zu gestalten und zu
erfüllen (öuBere Souver11nitlit) und. auf einem bestimmten TerrilOrium aber die dort
lebenden Menseben wnfassende Herrsehaftsgewalt auszuüben (innere SouveıaıuW). in deı"
modemen Staatswissensehaft ist für die Zusehreibung von Souver11nitlitsrechten nicht.
mehr das feudale Eigentum bestimmend. sondem die Verwurzelung der staat1ieben
Herrsehaftsgewalt in der Gesellsehaft eines Staates. ıst diese Gesellsehaft nach den
Grundsötzen der Demokratie organisiert. so hliİıgt innere Souver11ntitlit eng mit der Art
und Weise der Gestaltung der demokratischen Ordnung zusammen.

Wesentliehes Merkmal umfassender Souver11nitlit ist die Kompetenzkompetenz.
das heiBt die Befugnis. die Kompetenzen zor AusUbung von Herrschaftsgewalt selbst zu
sehaffen und zu umreiBen. mit anderen Worten: sich seine Verfassung selbst zu geben .
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So wiejedoch die Freihdt eines Mensehen ihre Grenze in der Freibeit der anderen
findel, so findel auch die Souvertinit1it ihre Grenze in der Souveranit1U der anderen Staaten.
Diese Grenzen können sieh aus dem allgemeinen Vülkerreeht ergeben, aber aueh aus der
Einbindung in völkerrechtliebe Vertragsbeziehungen.

ı. Staatenkooperation als Grenze .der Sou';eriinitit

a) Allgemein

Le intensiver Verkehr und Kommunikation ilbe:r die Gr~nzen hinweg werden und
damit die GeseIlsehaften. und Staaten wirtschafılich und politiseh zusammenführen,
desto grö8er wird das Bedürfnis, die Beziehungen ,gemeinschaftlieh zu gestalten.
Jedes Zusammenwirken zur Verfolgung gemei\1schaftlieher Interessen und jeder
völkerrechtliche Vertrag birgt cin Slüek Begrenzung von Souverllnitllt in sieh. Dies kann
bis zur Aufgabe wiehtiger Sou verllnitlltsrechte £Ühıen, wogegeİı dann oft dienationalen
Verfassungen ihrerseits Grenzen ziehen, il)dem :;ie genau bestimmen, wie weit der
Verzicht auf Souvedlnitllt gehen darf. IntensiUit und Varianten der Kooperation können
beliebig sein, doch gibt es einige Grundbegriffe, die einiges aueh zur Frage der
SouverliniWsbeschrllnkung aus!>agen.

b) Konferenz

Die unverbindliehste Form der Kooperation ist di€: Konferenz. Sehon ihr Begriff
impliziert Souverllnitlltsbegrenzung allenfalls insoweit, als für jede Konferenz Regeln
gelten, denen sieh die Teilnehmer unterwerfen mÜ:lS€:n.Es handelt sieh dabei allerdings
nicht um Rechtsregeln, sondem um Regeln des Anslands, der Konvention,
möglieherweise aueh um Regeln einer Geschliftsordnung, die sieh die Konferenz gibt
Sanktionen f~ Regelverletzungen bestehen aIlenfalls darin. da6 dem Regelverletzer
nahegelegt wird. der Konferenz fı~rnzubleiben. '

Ein Beispiel für die Verfestigung' einer Konferenz zur ersten Stufe echter
Organisation steIlt die KSZE dar. Ihre Dokumente vıurden von den Konferenzteilnehmem
zwar nieht als völkerrechtlich verbindlieh angesehen, dennochberiefen sie sieh etwa
gegen Yerletzer soleher Dokuffiımte eben auf diese. Die Tilrkei ist ein Beispiel dafUr, da6
diese völkerrechtlieh unverbindlichen Dokumente aueh von einzelnen Staaten duıchaus als
Wiedergabe von Rechtsgrundslitzen gelten künnen, die sogar EinfluB auf die
innerstaatliehe Rechtsordnung haben können 1. Sowenig sieh dies aus dem Begriff der
Konferenz ergibt, so sehr habeıı diese Verhaltensweisen dazu beigetragen, da6 aus der
KSZE (türk.: AGIK) -das K stcht für Konferenz- diı~OSZE (türk.: AGIT) -das O steht für
Organisation- wurde.

c) Internationale Organisation

Eine Internationale Organisalion ist ein Zusammenschlun von Staaten auf der
Grundlage eines völkerrechtlichen Vertrages zur Verfolgung beslimmter Interessen. Der
Gegenstand ibrer Tliligkeit ist durch den Vertrag eng umrissen, oft hat die Organisalion

iDanıştay, 12. Daire, Urt. v. 24.4.1978, E. 197711349. K.I9781955. Danıştay Dergisi
30-31. S. 50. ' .
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nicht einmal die Befugois, zu diesem Gegenstand mit Nichtmitgliedern oder anderen
Organisationen in vertragliche Beziehungen zu treten. Die Internationale Organisation
zeichnet sich dadurch aus, daS es ihr nicht erlaubt ist, aus eigener Kompetenz in die
inneren Angelegenheiten ihrer Mitgliedstaaten einzugreifen. Die Mitgliedstaaten geben
allenfalls ein Stück liuBere Souver11nitlltauf, indem sie sich verpflichten, aul dem
Tltigkeitsfeld der Organisation sich an die Bedingungen und Vorgaben der Organisation
zu hallen. In der Regel haben die BUrgerder Mitgliedstaaten völkerrechtlich keine eigenen
Rechte und POichten. Ausnahmen bestehen nur in Rekursmöglichkeiten,.wie sic BOrger
etwa zu menschenrechtlichen Organen der Vereinten Nationen, des Wirtshafts-und
Sozialausschusses der UN ader des Internationalen Paktes für die Bürgerlichen und
Politischen Rechte haben, ader zu den Organen der EMRK. Dennoch bleibt hier der
Souverllnitlltsverlustbegrenzt, in die inneren Vertıaltnisse der Mitgliedstaaten kann, sieht
man von begrenzten Ermittlungsbefugnissen ab, keines der Organe rechtswirksam.
eingreifen. SchlieBlich steht bei Internationalen Organisationen der Austritt den
Mitgliedem frei2.

d) Supranationale Organisation

Im Falle der. Supranationalen Organisation geben die Souverlniwseinbu8en
.erheblich weiter. 'Zwar wird eine solche Organisaıion ebenfalls durch einen
völkerrechtlichen Vertrag gegründet,.doch zeichnet sich cine solcbe Organisation durch
besonders weitreichende Kompetenzen und vor allem dadurch aus, daS ihre Organe
Rechtsakıe setzen können, die unmittelbar in die innere Rechtsordnung der
Mitgliedstaaten eingreifen. Die Organe der supranationalen Organi$8tion treten an die
SteUenationaler Organe. Es wird hier nicht n~ auBere, sondem auch innere SouveraniW
aufgegeben; der Austriu aus der Organisation ist erschwert ader -rechtlich- unmöglich.
Gerade für einen demokratischen Rechtsstaat ergeben sich hier besonders schwierige
Probleme, wenn eine solche Organisaıion selbst nicht unmittelbar demokratische
Legitimaıion aufweist. Es liegt auf der Hand, daS es hier zu Konflikten mit nationalen
Verfassungen kommen kann, die in der Regel die Ausübung der inneren Souvedlnitllt
abschlieBendregeln, wobei die Verfassungenunterschiedlich flexibel sind.

Eine solche Organisatian stellı die EU dar.

e) Bundesstaat

Der Bundesstaat ist eine. Organisationsform, in der die Miıgliedstaaten
völkerrechtlich wesentliche Merkmale von Souveranitlll aufgeben. Die au8ere
Souveratıitllt steht nur noch dem Bund zu, der in der Regel die AuBenpolitik und
Verteidigungspolitik bestimrnt, zumindest wesentlichen EinfluB auf die Gestaltung der
AuBenwirtschaftsbeziehungen hal. Soweit etwa die Kantone der Schweiz noch als
völkerrechtlich selbstllndigeSubjekte gelten, so ist dies von der Völkerrechtsgemeinschaft
nicht mehr anerkannt und schUlgtauch aus Schweizer Sicht nicht mehr nach auBendurch.
Die Schweiz isı also, wie auch Deutsehland, die USA, Kanada und viele andere Staaren
ein echter Bundesstaat. Die innere Souveranitllt kann sehr unterschiedlich ausgestaltet

2Eine gesonderte Entwichklung macht wohl die EMRK durch, die inzwischen von der
Kommission und dem Gerichtsof fOr Menschenrechte als eigenstllndige, Ubernationale
Verfassungsordnung bezeichnet wird.
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sein, doch werden in der Regel die drei Gewalten jeweils aııJ Bundesebene vertreten sein
und auf die Geslaltung der Gesaınıstaatsordnung weSl~ntlichen EinfluB haben. So ist etwa
für die Wahrung der Einheit der Rechtsordnung im Bundesstaat mindestens ein oberstes
Gerieht zustandig.

3. Die EV als supraııııtionale Organi~ation

a) Entwicklung der J ntegration

Die EU geht auf drei Organisationen mit jewt:ils f~igenen Gründungsvertrllgen
zurüek: die EGKS (Vertrag v. H1A.1957), EWG (Vertrag v. 25.3.1957) und die Euratom
(Vertrag v. 25.3.1957). Um dies~diese Organisationı~n henım hat sich im Laufe der Zeit
ein Kranz von Abkommen gc;bildet, die den GeıneinS(:haften auf vielen Gebieten
zusaızliehen Zusammenhalt geboıcn haben. Zugleieh wurdt: die zahl der Mitgliedstaaıen
sehrittweise von ursprunglich sechs auf inzwischen fiinfzehıı erhölt

Die wichtigsten Schriue weiterer Integration der Gemeinschaften waren

- die Fusion der Organe der Gemeinschaften (in Kraft seit 1.7.1967), die die
Praxis beschleunigte, nur noch von "der Europaisehen Gemeinschaft" zu sprechen,

- die Schaffung eigener Finanzmittel der Gemeinschaften durch einen
MinisterratsbeschluB im }alıre 1970 (mit spateren Ergaıtzungen),

- die Starkung deı; Europliisehen Parlaments durch die Einführung direktee
Wahlen (in Kraft seit 1.7.1978) und durch die Erweiterung von
Haushaltsbefugnissen (Verırlige v. 22.4.1S70 und 22.7.1975) (in Kraft seit
ı.7.1977), spliter dk stlirkere Einbindung in gesetzgeberisebe
Entscheidungsprozesse,

- die Einheitliche Europliische Akıe v. 17.2. und 28.2.1986, in der
erstmals die Zielsetzung e:iner Europl1isehen Union festgeschrieben wurde, zum
Teil bereits funktionierendc Aktivill1ten wie die des "Europliischen Rates" und der
EPZ aufgegriffen wurden (vor allem: der Binf,enmarkt, in Kraft seit 1.1.1993),

- der Vertrag VCln Maastricht v. 7.2.1992, mit dem die EG zur
Europl1ischen Union (EU) wurde,

- das nur für eine,n Teil der EU-Mitglicdstaaten gelıende Sebengener
Abkommen v. 14.6.1985 zur Aufhebung der Grenzlcontrollen, Koordinierung der.
Asylverfahren und Visapolitik u.a. (in Kraft seit 26.3.1995).

Was sich nicht an so eindeutigen Daten festrnachen laBt, ist die Integration der EG
bzw. EU durch die Rechtsetzung der zustandigen Organe: und die Rechtsprechung des
Europliischen Gerichtshofs in Luxemburg, mit de",~n den Mitgliedstaaten immer mehr
Regelungsbefugnisse in wesenıliehen Tlitigkeitsbereichen einen Staates genommen
worden sind Dies gilt nicht nur für den Bereich von Landwirtschaft und Fischerei, Waren-
und Kapilalverkehr, sondem auetı für Umwelt und Gesundheit, das Arbeitsleben u.v.a.m.
Selbst die Politik der inneren Sicherheit, die Zusammenarbeit der Justiz und die
AuBenpolitik sind nach Maastriı' ht Felder zunehmender Inlf:gration. .
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b) Kompeteo'"zen

Soweit die Gründungsvertrligeund der Maastrichter Vertag Bestimmungen über die
Tatigkeitsbereiche der EU enthalten, sind damit auch die Handlungskompetenzen
beschrieben. Dies bedeutet zwar nicht, da6 die Saaten auf den betreffenden Gebieten Richı
mehr handeln können, doch führt das Handeln der EU zum Ausschlu8 entsprechendeı-
Kompetenzen der Mitgliedstaaten. Die Kompetenzen können nicht nur nach innen,
sondem auch nach au6en ausgeübt werden. Die EU kann also in ihrem ntigkeitsbereich
völkerrechtliche :iiert:nlgeabschlie6en ~d damit die MitgliedstaatenbiRden.

c) Handlungsformen

Als Handlungsformen mit Wirkung nach auBen"sind die Verordnung, die
Richtlinie, die Entseheidung und die Stellungnahme bzw. Empfehlung vorgeseben. Für
das Funktionieren des Rechtssystems der EU entseheidend sind die Verordnungen und
Richtlinien. Die Verordnungen haben letztlich Gesetzescharakter und wirken unmttelbar
in den Mitgliedstaaten; die Organe der Mitgliedstaaten sind hieran gebunden und müssen
gegebenenfalls entgegenstehendes nationales Recht auBer acht lassen. Die Richdinien
bedürfen noch der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten, die hierıu -meist unter Setzlmg
einer bestimmten Frist- verpflichtet sind. Die Rechtsprechung des EuOH hat in den
letzten Jahren klargestellt, daB -wenn ein Mitgliedstaat eine Richdinie nicht umsetzt-
diese dann doch unmittelbareWirkung entfalrenkann.

d) Organe

Die Kompetenzen der EU werden durch verschiedene Organe ausgeübı Das
wichtigste Organ ist der Ministerrat, bei dem es sich nicht etwa um eine "Regierung"
handelt, sondem um diejenigeGremium, das die entseheidendenRechtsvorschrifrenerla8ı,
insbesondere die Verordnungen und Richtlinien. Aber auch die Kommission, die über
einen eigenen Verwaltungsapparat verfügt und somit praktisch die Funktionen einer
Regierung wahrnimmt, kann Verordnungen und Richtlinien erlassen. Die Rechtsprechung
wird durch den Europaischen Gerichtshof ausgeübı Das Parlament ist zwar demokratisch
legitimiert, hat aber noch immer vergleichsweise geringe Kompetenzen. Es ist praktisch
nur Konsultativorgan, kann aber über seine Zustimmungsbefugnis bei der Erstellung des
Haushalts und in bestimmten, ausdrücklich eim" EGV vorgehenen
Konzertierungsverfahren einige wichlige Kontrollfunktionenausüben.

e) Die Souverinititsfrage

Hierıu genilgt es, den EuGH selbst zu zilieren3:

"Das Ziel des EWG-Vertrages ist die Schaffung eines gemeinsamen
Marktes, dessen Funktionieren die der Gemeinschaft "angebörigen Einzelnen

3EuGH 5.2.1963 . 26/62, van Gend & 1..005; Slg. 1963, 1 rf.



302 CHRISTIAN RUMPF

unmittelbar betrirrt; damit ist zugleich gesagt. daS dieser Vertrag mehr ist
als ein Abkommen, das nur wechselseitige Verpflichtungen zwischen den
vertragsschlieBenden SUUltenbegrilndet. Diese Auffassung wird durc~ die
Pröambel des Vertrages besllitigt, die sich nicht nur an die Regierungen, sondem
aueh an die Völker riclltet.Sie findet eine noch augenflUligere Bestatigung
in der Schaffung von Organen, welchen Hoheitsree,hte üOOrtragensind, deren
Ausilbung in gleicher We:isedie Mitgliedstaaten wie die Staatsbürger berührL
Zu beachten ist femer. daB die Stailtsangehörigen der in der Gemeinschaft
zusamengeschlossenen Staatendazu berofen sind, durch das Europiisehe
Parlament und den Wirtseharts-und Sozialaussehu8 zum Funktionieren
dieser Gemeinschaft beizutragen. Auch die dem Gerichtshof im Rahmen von
Artikel.177, der die einheitliehe Auslegung des Vertrages dureh die
nationalen Geriehte gewl1hrleistensoıı, zukommende AufgaOOist ein Beweis
dafilr, da8 die Staateıı davon ausgegangea sind, die Bürger mü8ten
sieh vor den nationalen Geriehten aur das Gemeinsehartsreeht
beruren können.

Aus aııedem ist zu 'schlieBen, daB die Gemeinschaft eine neue
Rechtsordnung des Völkeırechts darstellt, zu deren Gunsten die Staaten, wenn auch
in begrenztem Rahmen, ihreSouveraıtillitsrechte eingeschraıtkt haben, eine
Rechtsordnung, deren Rechtssubjelctenicht nur die Mitgliedstaaten, sondem aqch
die Einzelnen sind. Das \'on der Gesetzgebung der Mitgliedstaaten unabhaıtgige
Gemeinschaftsrecht soIl daher den Einzelnen, ebenso wie es ihnen Pflichten
auferlegt, auch Rechte verleihen. Solche Reehte entstehen nicht nur, wenn der
Vertrag dies ausdrücklich OOstimmt,sondem auch auf Grund von eindeutigen
Verpflichtungen, die der Vertrag den Einzelnen wie auch den Mitgliedstaaten und
den Organen derGemeinS(:haftauferlegt" '

Diese Ausführungen stammen aus dem Jahre 1963. 08/3Souverllnillitsrechteheute
nicht mehr "in OOgrenztemRahmen", sondem sehr weitreichend auf die EU üOOrgangen
sind, zeigt der Blick auf den heuligen Integrationsstand. Hierzudas
Bundesverfassungsgericht 1993 in seinem Urteil, das den Weg zur Unterzeichnung des
Maastricht-VertragesdurchDeutschlandfreimachte4:

"Der Verirag begründet einen europllischen Staatenverbund, der von den
Mitgliedstaaten getragen wird und deren ,nationale Identillit a~htet; er betrifft die
Mitgliedschaft Deutschlands in supranationalen Organisationen, nicht eine
Zugehörigkeit zu einem europllischen Staat. Die Aufgaben der Europaischen
Union und die zu ihrer Wahmehmung eingerliumtenBefugnisse werden dadurch in
emer hinreichend voraussehbaren Weise normiert. daI3das Prinzip der OOgrenzten
Eiozelermachtigungeingel1a1ten,keine kompetenz-Kompeteoz für die Europllische
Union begrilndet und die: Inanspruchnahme weiterer AufgaOOnund Befugoisse
durch Europllische Union und Europaische Gemeinschaften von
Vertragsergaozungen und Vertragslinderungen abhaıtgig gemacht, mithin der
zustimmenden Entscheidııng der nationalen Parlarnente vorOOhaltenwird. Durch
den Umfag der eingerliumten Aufgaben und Befugoisse und die im VeMg
geregelte Form der WiUcnsbildungin der EuropöischenUnion und den Organen der

4BVerfO, Urt. v. 12.10.1993. Etı0RZ 1993, S. 429 ff.
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Europllisehen Gemeinsehaften werden die Entseheidungs-und
Kontrollzustllndigkeiten des Deutsehen Bundestages noch nieht in einer Weise
entleert, die das Demokratieprinzip, soweit es Art. 79 III GO far unantastbar
erklllrt, verletzt"

Aus dieser Passage IllBt sieh herauslesen, daB die innere Souverllnitllt der
Mitgliedstaaten in weitreiehenderWeise auf die Organe der EV übergegangen ist Daıüber
tlluseht aueh nieht der naeh wie vor geltende Grundsatz der Einzelermllehtigung hinweg,
der besagt, daB der EV nieht umfassende Kompetenzerı und insbesondere nieht die
Kompetenz-Kompetenz übertragen worden, sie also sieh nieht selbst neue Organe und
neue Kompetenzen zulegen kann. Dennoeh ist das Netz der "begrenzten
Einzelerml1ehtigungen" zugunsten der EV derartig dieht geworden, daB es bum noch
Regelungsgegenstl1ndegibt, in denen nieht europarechtliehe Bestimmungen zu beaehten
sind <>derdie EV-organe Vorsbriftenerlassen könnten.

4. Verhaltnis von EU.Recht zum nationalen Recht

Das wichtigste Problem hinsiehtlieh der Souverlinitlltsfrage ist das VerlUUtnis
zwisehen EV-Recht und nationalem Recht. Die Rechtsprechung höchster Geriehte in den
Mitgliedstaaten spiegelt hier die Entwieklung der Integration wider. Berühmt-aueh über
die deutsehen Grenzen hinaus-ist die Reehtspreehung des deutsehen
Bundesverfassungsgeriehts, die lange Zeit keineswegs konform mit derjenigen des
EuropliischenGerechtshofs ging. Denn wahrend grondsl1tzlithfrühzeitig aneıkannt wurde,
daBdas Gemeinschaftsrecht Vorrang vor dem nationalen Gesetzesrecht haue, mcinte das
Bundesverfassungsgeriehl,daBdie Normen des europaischenGemeinschaftsrechts auf ihre
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz überprüft werden könnten. Noch im Jahre 1975nahm
das Verfassungsgerieht dies in seinem Solange-I-BeseluBjedenfalls für die Grundrechte
an5.

Das Bundesverfassungsgeriehtwörtlich:

"Solange der IntegrationsprozeB der Gemeinsehaft nieht soweit
fortgeschrinen ist, daBdas Gemeinsehaftsrecht auch einem von einem Parlament
besehlossenen und in Geltung stehenden formulierten Katalog von Grundrechten
enthalt, der dem Grundrcchtskatalog des Grundgesetzes adl1quat ist, ist naeh
Einholung der in Art. 177 des Vertrages geforderten .Entseheidung des
Europl1ischen Gerichtshofs die Vorlage eines Gerichts der Bundesrepublik
Deutschland an das Bundesverfassungsgerieht im Normenkontrollverfahren
zull1ssigund gebenen."

Diese Rechtsprechung hat das Bundesverfassungsgericht schrittweise aufgegeben6.
Im Solange-II-Beschlu6 heiBtes dann:

"Solange die Europl1isehen Gemeinsehaften, insbesondere die
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Gemeinschaften einen wirksamen Sehutz der
Grundreehte gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemeinsehaften genereli

SBVerfGE 37, 271 ff.
6BVerfOE 58, i (Euroeontrol, ~Vielleicht"); BVerfUE 73, 339 (Solanıe LL).
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gewlihrleisten, der (km vom Grundgesetz als unabdingbar gebotenen
Grundrechtsschutz im wesentIichen gleichzuachten ist, zumal den Wesensgeha1t
der Grundrechte verbürgı~ wird das Bundesverfassungsgericht seine Gerichtsbarkeit
über die Anwendbarıc:eit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht, das als
Rechtsgundlage für ein Verhalten deutseher Gerichte und Behörden im
Hoheitsbereich der Bundesrepublilc Deutschland in Anspruch genommen wird,
nicht mehr ausüben und dieses Recht mithin nicht mehr am MaSstab der
Grundrechte des Grundg'esetzeg überprüfen; entsprechende Vorlagen nach Art. 100
Abs. 1 GG sind somit wlZuUlssig".

Im bereits zitierten Maastricht-Vrteil hat das Bundesverfassuogsgericht diese
Rechtsprechung besUitigt, ı!ber zugleich klargemacht, daB der zur Zeit gelteode
Minimalstandard an demokratischer Legitimation der entscheidenden europllischen organe
nicht weiter wird verringert wcrden können.

Dies bedeutet, da8 die nationalen Gerichte einschlieBlich der Verfassungsgerichte
europarechtIichen Vorschriftcn, soweit sie wie die Verordnungen und unter bestimmıen
Voraussetzungen wie auch die RichtIinien unmittelbare Wirkung entfalten, den Vommg
selbst vor der Verfassung cinzurliumen haben. Damit spielt der EuGH eine ganz
herausragende Rolle beim Schutz des Bilrgers vor Grundrechtseingriffen durch
Staatsgewalt, weil die Ausübung von Staatsgewalt heute weitgehend im Vollzug
europarechtIicher Vorgaben bcsı.ehı

5. Beitritt

Der Beitrltt zur EV, d,~1'aufgrund eines sogenannten gemischten Vertrages unter
Beteiligung der EV und der anderen Mitgliedstaaten erfolgt, wird zwar in der Praxis nicht
zu- einem bestimmten Stichtn~; iri umfassender Weise, sondem stufenweise volllOgen.
Demioch bedeutet ein Beitrİlt splitesıens mit Ablauf bestimmter Übergangszeiten die
voUsllindige Integration in die Gemeinschaft: der neue Mitgliedstaat darf und muG sic h
dem gesamten Rechtsbesta~t! der EV unterwerfen. le weitcr die Integration der EV im
Beitrittszeitpunkt vorangeschritten ist, desto gröBer sind die Anforderungen an die
Aufgabe von Souverlinillil

6. VerfassungsrechtIiche Grunddispositionen

Das deutsehe Grundgesetz hat mit seinem Art. 24. von vomeherein die
Mögliehkeit gesehaffen, zug(~nsten einer ilbemationalen Organisation Hoheitsrechte
abzugeben. Zwar hat das Bunc1esverfassungsgericht in seinem oben zitierten Solange-II-
BeschluB gesagt, daB die M:ıgliehkeit der Hoheitsilbertragung dort endet; wo sie "die
Idenlillit der geltenden Verf~sung der Bundesrepublik Deutsehland durch Einbrueh in die
sie konstituierenden Strukturcn aufh.eben wilrde"7. Das Bundesverfassungsgerieht weiter:

"Art. 24 GO ermliehtigt nicht eigentlich zur Obertragung von
Hoheitsrechten, sondem öffnet ~ie nationale Rechtsordnung (in der angegebenen
Begrenzung) derart, 0013 der ausschlie8liche Herrschaftsanspruch der Bundesrepublilc
Deutsehland im Geltungsbereieh des Grundgesetzes zurilckgenommen und der

7BVerfGE 73, S. 279.
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unmittelbaren Geltung and Anwendbarkeit eines Reehts aus anderer Quelle
inncrhalb des staatJichen Herrschaftsbereichs Raurn gelassen wird".

Entscheidcnd ist an dieser Passage. daS Art. 24 GG als Grundıage rar die
Möglichkeit nicht der "Übertragung" , aber jedenfalls der Delegation von Hoheitsreehten
an cine Organisation dient, die dann gewissennaBen in die Bundesrepublik Deutschland
hineinregieren kann.

Ahnlich hat sich auch Griechenland auf den Beileitt zur EV vorbereitet. Anders als
die Türkei 1982 hat Grieehenland mit der Rückkehr zur Demokratie 1975 die
Ausarbeitung einer neuen Verfassung dazu benutzt, einen Art. 28 einzufübren, der das
Postulat von der "offenen Verfassung" nonnativ umsetzt8. Die Vorschrift lautet:

"Die allegemein anerkannten Regeln des Völkerreehts sowie die
internationalen Vertrage nach ihrer gesetzlichen Ratifızierung und ihrer in ihnen
geregelten Inkraftsetzung sind Bestandtcil des inneren grieehisehen Rechts und
gehen jeder entgegenstehenden Gesetzesbestimmung vor. Die Anwendung der
Regeln des Völkerreehts und der internationalen Vertrllge gegenöber AusUlndem
erfolgt stets unter der Bedingoog der GegenseitigkeiL

Um wichtigen nationalen Interessen zu dienen und um die Zusammenarbeit
mit anderen Staaten zu fördem, ist durch Vertrlige oder Abkommen die
Zuerkennung von Zustlindigkeiten an Organe Internationaler Organisationen
gemliS dicser Verfassoog zulassig. Zur Verabsehiedung von Ratifizierungsgesetzen
für solche Vertrlige oder Abkommen ist eine Mehrheit von drei Fünfteln der
Gesamtzahl der Abgeordneten crforderlich.

Griechenland stimmt freiwillig durch ein Gesetz, das der absoluten
Mehrheit der Gesamtzahl der Abgeordneten bedarf, einer Beschrankung der
Ausübung seiner nationalen Souverlinitlit zu. wenn dies ein wichtiges nationales
Interesse erfordert. die Menseherirechıe und die Grundlagen der demokratisehen
Staatsordnung nicht berührı werden und wenn es in Gleichbereehtigung und.
Gegenseiıigkeiı erfolgt".

Mitdieser Bestimmung besehrankı sich die griechische Verfassung nicht auf cine
unspezifısehe Völkerrechtsfreundlichkeit. ~ie sie in jeder modernen Verfassung enthalten
sein soHte, um Brüche zwischen innerstaatlichem Recht und völkerrechtlichen
Verpflichtungen der Staaten zu vermeiden. Vielmehr eröffnet sie der grieehisehen
Staatsgewalt die Möglichkeit integralionsfreundlichen Handelns und damit die Abgabc
von Souveranitlit. Dcr Text dieser Bestimmung erinnert ein wenig an das. was das
Bundesverfassungsgericht aus dem Art. 24. GG gemaeht hal .

Eine solche Bestimmung fchlt in der türkisehen Verfassoog.

8Umfasscnd dazu Theodora Antoniou. Europliischc Integration und gricchische Verfassung,
Frankfurt 1985.
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II. Erlaubt die türkische Verfassung den Beitritt zur EU?9

1. Völkerrechtsfreıındlichkeit

a) Die Stellung der völkerrechtlichen Vertroage

Gem~ Art. 90 Abs. 5 TV haben aıle völkerrechı.Iichen Vertrl1ge Gesetzeskraft und
kOnnen nicht in einem Nonn,~l1tkontrollverfahren beim Verfassungsgericht angegriffen
wexden. .

Diese Vorsehrift hat einigen Streit in der türkisehen Rechtswissenchaft ausgelöst.
Auch die türkische Reclıtsprechung ist hier uneinheitlich.Wllhrend das
Verfassungsgericht schlicht d~r Auffassung ist, daB völkerrechtliche Vertrllge auf
Gesetzesebene anzusiedeln ~eien10, meint der Staatsrat, zumindest die EMRK auf
Verfassungsebene ansiedelıı zu könnenl1. Der Kassationshof wiederum ordnet
völkerrechtliche Verllige, soweit sie unter Beteiligung der Nalionalversammlung
zustandegekommen sind, auf (j{:setzesebene ein12. Für die extreme Ansicht des Staatsrats
und einiger türkischer' Au~oren ist es die cben genante verfassungsrechtliche
Immunisierung völkerrechtliche;r Vertrage, aus der hin und wieder gesehlossen wird, daS
völkerrechı.Iiche Vertrlige gegfniiber "gewöhnlichen" Gesctzen höherrangig seien oder gar
Verfassungsrang hanen. '

Für eine soleh weitgehc:nde Ansicht hane es mehr bedurft als nur des Aussehlusses
des Verfassungsrechtswegs, eıwa einer klaren Rangbeslimmung. Weder wird durch Art.
90 Abs. 5 TV die Vermutung eler Verfassungsm~igkeit aufgestellt (es fehll nur an der
Sanktion der Nichtigkeitserklllrong durch das Verfassungsgericht) noch wird eine Aussage
über die Einordnung des völkerrechtlichenVertrages in die Normenhierarchie getroffen.
Entscheidend İst wohl das Arg uınent, daB die Zuslimmung zu völkcrrechı.Iichen Vertragen
gemaB Art. 90 Abs. i TV durtı dnfaches Gesetz erfolgt, für das eine einfache Mehrheit in
der Nationalversammlung genügt. Wenn man dagegen sieht" wie schwierig und
urnsl1lndlich durch Art. 175 TV die Anderung der Verfassung gemacht worden ist. so ist
es unvorstellbar, daB die Natbnalversammlung über Art. 90 TV ennachtigt worden sein

9Vgl. dazu Füsun Arsava, Wie offen ist die türkisehe Verfassung gegenUber der
Europaischen Gemcinsehıft? EG-Türkei - Kolloqium über FreizUgigkeit und
Familiennaehzug (hrsg. v. Michael Will). Saarbrüekcn 1988. s. 135 ff.; dies., Avrupa
Toplulukları Hukuku ve Bı' Hukukun Ulusal Alanda Uygulanmasından Doğan Sorunlar
(Das EG-Reeht und die a~s dcr Anwendbarkeit dieses Reehts auf nationaler Ebene
erwaehsenden Probleme), Ankara 1985, S. 436 ff.. Hüseyin Pazarcı. Cumhuriyet v.
19.4.1987, S. 1/12; Halü!( Günuğur, Certains problcmes juridiques qu'entrainera
l'adhesion de la Turquie il :a CEE, Turkish Yearbook of Human Rights 7-8/1985-86, S.
119 ff. .

10Z.B. in Urt. v. 16.6.1994, E.i993/3, K.199412 (Parteiverbot). RG Nr. 21976 bis v.
30.6.1994. S. 5 ff. (90).

l1Danıştay 5. Daire, Urt. v. 22.5.1991, E.1986/1723. K.19911933. Anayasa Mahkemesi
Bülteni '1994/1, s. 14 ff.

12Yargltay 4. Hukuk Dairesi, Urt. v. 11.7.1994, E.1993/8217, K.1994/6585, Yargıtay
Kararları Dergisi 1995, S. 24 ff.. Yargıtay 10. Hukuk Dairesi, Urt. v. 6.12.1994,
E.1994/12170, K.1994/19856 .. Yargıtay Kararları Dergisi 1995. S. 416 ff.
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soll. miı dem AbschluB völkerrechtlicher Vertrage beliebige Anderungen der Verfassung
herbcizuführen. Die Völkerrechtsfreundlichkeit des Art. 90 TV bescMlnkt sieh daher
ıugunsten der VerUiBlichkeit der Türkei im internationalen Rechtsverlcehr auf den
AusschluB der verfassungsgeriehtlichen Kontrolle. ermllehtigt jedoch nieht lu
grundlegenden Entseheidungen. die dem verfassungandernden Gesetzgeber vorbehalten
sind. ware es anders. dann Mtte sich der Verfassunggeber nieht damit begnUgt. den
völkerrechtlichen Vertrtigen schlieht Gesetzeskraft zuzuschreiben.

b) Die Stellung des allgemeinen Völkerreehts '

Die Stellung des allgemeinen Völkerrechts braueht in unserem Zusammenhang
nicht erörtert zu werden. Hier geht es um die Frage. inwieweit die türkische Verfassung
Rüeksieht auf Völkerrechtsregeln nimmt. die nieht vertraglieh festgelegt sind. Es genügt
hier die Feststcllung. daB die Verfassungan einigen Stellen im Bereieh des Sehutzes von
Grundrechıen die Beachtung auch des allgemeinen Völkerrechts gebieıet.

2. Abgabe von Souveranitatsreehten?

a) AIIgemeines

Die relative Offenheit der türkischen Rechtsordnung für das Völkerrecht.
insbesondere die Vnantastbarkeit völkerrechtlieher Vertriige durch türkische Geriehte.
könnıe als Begründung dafür herhalten. daB es der Türkei möglieh sei. der EG beizutreten.
ohne die Verfassung zu andem.

Eine solche Auffassung yerkenOl, daB der Gesetzgeber aueh im Zuge der
Ratifikation völkerrechılicher Vertr~ge an die Verfassung gebunden bleibt. Die
Ratifikation eines verfassungswidrigen völkerrechtlichen Vertrages führt zu einem
Verfassungsbruch. dcr aufgrund von Art. 90 Abs. 5 TV allenfalls lOIeriert. jedoch nieht
geheilt wird. Noch weniger ist es dem Gesctzgebcr möglich -dies widerspnlche aueh dem
Sinn und Zweck dieser Vorsehrift-, über Art. 90 Abs. 5 TV das Verfassungssysıem aus
den Angeln zu hebcn. Dies hat zum Beispiel das Bundesverfassungsgericht dem deutschen
Gesetzgeber noch nicht einmal aufgrund des Art. 24 GG erlaubt. der die Delegation von
Souverani~tsrechten ausdrücklich ermöglicht. Dies gilt ganz besonders für die
Grundlagen der Republik und der S~rdnung.

b) Das Souverantitatskonzept der türkisehen Verfassung

Die Verfassung von 1982 hat das Souveranittatskonzept fortgeschrieben. das seit
Beginn der Republik gilt. Die Art. 6 ff. TV enthahen eine strikte Zuweisung der
Kompetenzen an die drei Gewahen. die sich ihrer Kompetenzen ohne ausdrüekliehe
Erm~htigung durch die Vcrfassung nicht en~uBcmdürfen.

Die türkische Staatsorganisation bcruht heuıe -anders als in den frühen ıwanziger
Jahren- auf dem Grundsatz dcr dreigeteilıco Staatsgewalt: gesctzgebende. vollziellende und
rechtsprechende Gewalt. Auf gewisse Kompromisse zugunsıen einer effektiyen AusUbung
von Herrsehaftsgewalt. ctwa die sUirkere Beteiligung der Exckutivcam
GesetzgebungsprozeB in For.m der Institutionalisierung der "Rechtsverordnung mit
Gesetzeskraft" oder die Verstiirkung der Kontrolle dcr Legislat~ve und der Exekutive durch
Verfassungs-und Verwalıungsgerichtsbarkcit, braucht hier.nicht eingegangen 7.U werden.
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/

Gewaltenteilung bedeu'.et nicht Teilung der Souverlinitiit; jedenfalls die türkische
Verfassung geht von eirem unteilbaren SouverliniUusbegriff aus. Dieser
Souverlinitatsbegriff ist jedoch bestimmend für die gewaltenteilende Kompetenzordnung;
denn zum einen beruht <lieinneıreKonsistenz der Kompetenzordnung auf der Einheit der
Souverlinital, zum anderen sctJrdbt die Kompetenzordnung nur solche Befugnisse zu, die
sich direkt oderindirekt als Ausl1uBder Souverlinitat darstellen.

GemliB Art. Art. 6 TV gehört die "Souverlinitat" uneingeschrlinkt undundebingt
der Nation, die wiederum mit dem Staatsvolk iden.tisch ist Dieses besteht aus den gemll8
Art. 66 TV als Staatsangehörige derinierten Personen. Dabei bedeutet Souveranitat hier
zunachst nieht die liuBere -v(j.lkerrechtliche- Souverlinil1il, die den Staat als Trliger von
Herrschaftsgewalt naeh au6en gegenüber den anderen Staaten abgrenzt und seiner
unabhangigen "Persönliehkeiı" im Völkerrechtsverkehr zugrundeliegt. Vielmehr geht es .
hier um Wurzel und Wirkung dieser Herrschaftsgewalt nach innen, um ihre im Staat
selbst begründete und dem Staatsvolk entspringende Quelle. Auf diesem Prinzipder
Souverlinitlit der Nation als Staatsvolk ist die Kompetenzordnung der Verfassung
aufgebaut. Dem Aufbau dieseır Kompetenzordnung ist dureh die Art 6 bis 9 TV der
Verfassung nieht nur eine Grundıage gegeben, sondetnaueh einen Rahmen gesetzt
worden, der sieh auf die Soııveranitat naeh auBen auswirkt und die Offenheit der
tUrkischen Verfassung gegenUtler einer Integration in der Europaischen Union bzw. der
EG in Frage stellt.

Die Verfassung geht von einem starren System der Kompetenzverteilung aus.
Starr in diesem Sinne bedeutct, da6 die Kompetenzensieti aussehlieBlich naeh der
Verfassung richten und kein ~;ıaatsorgan befugt ist, eine Neuverteilung der Kompetenzen
vonunehmen. Ausgenommeri hiervon ist allenfalls der verfassungllndemde Gesetzgeber,
der siehallerdings seinerseiıs an die in Art. 2 TV niedergelegten Grundprinzipien zu
halten hat. Diese Starrheit sdllieBt natürlieh nieht aus, daB die Verfassung selbst die
Mögliehkeit der Delegation 'ion Aufgaben vorsieht. Dafür stellt sie dann aber aueh
bestimmte Verfahren und einJrenzende Kriterien zur Verfgung. Dies gilt ganz besonders
für die Wahmehmung von ge:;etzgeberischen Befugnissen durch den Ministerrat im.Wege
der Rechtsverordnung mit Gesetzeskraft. Wenn es a1so in Art. 7 Satz 2 TV hei6t, daB die
ZusC1ndigkeit der GNVT nieht übertragbar seı, so bedeutet dies, daB die GNVT (ader ein
anderes Organ) seine eigenen Aufgaben, die dureh Gesctz zu erfüllen sind, nicht einem
anderen Organ überlassen kann und darf. DaB die Verfassung über die Mögliehkeit des
.Erlasses von Rechtsverordnuııgen mit Gesetzeskraft gemaB Art 91 TV den Ministerrat an
Gesetzgebungsaufgaben beteiligt, wird hiervonnicht berührt. Denn diese Ausnahme ist
bereits von der Verfassung sdbst, nicht aber durch ein Staatsorgan beslimmtund im
übrigen an einen strengen Kannnvon Kriterien gebunden worden. Aueh die Exekutive ist
eindeutig dem.Ministerrat und dem Prasidenten der Republick zugeschrieben worden (Art.
7 TV), so da6 es nur konseqııent ist, wenn Art. 125 Abst 4. TV festsehreibt; da6 die
Geriehte durch ihre Entseheidungen nicht das Handeln der Verwaltung ersetzen dürfen. SO
ist es ihnen versagt, in das reehtmallig ausgeübte Ermessen der Verwaltung dadurch
einzugreifen, da6 sie Verw:ı1ıungsakte mit der Begründung auf1ıaben, man hatte es -
ebenfalls rechtmaBig- aueh anders machen können. Und Art. 9 TV schlieBlieh maeht
deutlieh, da6 Aufgaben, die typischerweise von Geriehten wahrgenommen werdcn -~so
die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Swt und Individuum-, von Gerichten zu
erflillen sind, die den Bestimmungen des Art. 138 TV über die Unabhlingigkeit der
Gerichte entsprechen. Dies ~chliellt selbstversC1ndlich nieht aus, daB Streitigkeiten aueh



NATIONAL..E VERFASSUNG UND BEITRITIZUR EV BEISPIEL TIJRKEI 309

seitens anderer Institutionen beigelegt werden können, soCem die Beteiligten dies
wünsehen (z.B. Schiedsgerichtsbarkeit im Handelsverkehr). Kein Staatsorgan darf jedoch
Institutionen zur Ausübung von Rechtsprechungsaufgaben einsetun, die nicht ,den
Anforderungen der Verfassung, insbesondere des ArL 138 TV (Unabhangigkeit der
Gerichte) und Art. 37 TV -(Garantie des gesetzlichen Richters) entsprechen. Damit ist
etwa die Möglichkeit der Einsetzung von Sondergerichten ausgesehlossen.

Die Ausübung -der Volkssouver.iniUit ist damit in der türkischen Vedassung
abschlieBend geregelı

c) Die kemalistischen Prinzipien

Inwieweit die Ideologie der türkisehen Verfassung, die sich aus den Prinzipien
Atatürks, also dem Kemalismus ergibt, einem Beitrlu zur EV emgegenstehen könnte,
soll hier nur angedeutet werden. zu denken wlirean daş Nalionalismusprinzip, das sich in
der ganzen Verfassungs-und Rechtsordnung auCder GıundIage des Prinzips der unteilbaren
Einheit von Staatsgebeit und Staatsvolk niederschUigt, oder an den Etatismus, der dem
Staat die wirksame Kontrolle über die Mlirkte garantieren soll. Hier besteht noch
Klarungsbedarf. Eine moderne Interpretation des Kemalismus würde aUerdings vermutlich
erlauben zu sagen, daB der Kemalismus der Aufgabe von SouverllniUU zugunsten
au8ertürkischer Hoheitsgewalt durchaus positiv gegenüberstehen würde, wenn es die
national en Interessen erfordem. Denn die internationalen, insbesondere europlisehen
Bedingungen, unter denen sich dcr Kemalismus mit seinen Aussagen zur innem und
Au8eren Souverllnimt etabiiert hat, haben sich grundlegend veranderl Anders als der
Marxismus ist der Kemalismus keine starre Ideologie, sondem birgt mit seinem
Teilprinzip des revolutionliren Reformismus Elemente in sich, die eigentlich eine stete
Emeuerung im Hinblick auf die Erreichung der zivilisaıorisehen Ziele erIauben würden.
Dazu könnte auch cine starkere Einbindung in europlisehe Organisalionen gehören.

3. Sonstige Vorschriften der Verfassung

Geht man vom Fehlen eines Hinweises auf die Möglichkeit der Übeıtragurig echteC
Hoheitsbefugnisse auf die Organe einer Supranationalen Organisation aus,so entCallen
auch zahlreiche weitere VQrshriften ihre eigene Bedelltung gegen die Möglichkeit der
Integration in dieEV. Auf solche Vorsehrifıcn - etwa lu den wirtschaCtlichen und sozialen
Rechten - braueht hier nicht eingegangen werdcn. Ware nlln11ich der Beitrlu zur EV
generell mögtich, so würde ein soleher infolge der Direktwirkung des Europarechts auf die
übrigen Verfassungsvorsehriftcnzurückwirken, falls nicht ohneh!n die betreffcnden
Vorsehriften in cine europafreundliche Verfassungsreform mit einbezogen weıden.

III. Möglichkeit und. Notwendigkeit einer Verfassungsanderung

ı. Souveranitatskonzept der türkischen Verfassung und EV

Das Souverllniflskonzept der türkisehen Verfassung ist mit einem Beitrlu zur EV
nicht zu vereinbaren. Denn das Konzept erlaubt nicht, daB Hoheistgewalt durch andere
Organe als die in dcr Verfassüng bestimmten ausgeübt wird. So könnten die Vrteile des
EuGH den türkischen Richter niCht bin~en. da er nur an Recht und Gesetz gebunden isı.
das wiederum aussehlieBlich von der GmBen Nationalversammlung 7.U sehaffen ist. Direkt
in dcr Türkei wirkcnde Minisıcrratsverordnungen sind unter der türkischen Verfassung
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undenkbar. Gleiches gilt für Riehtlinien, die eine verbindliehe Anordnung an den
nationalen Gesetzgeber darstellen; der türkisehe Gesetzgeber ist jedoch allenfalls dem
Willen der Nation unterworfen. Davon stellt die türkische Verfassung -anders als das
deutsehe Grundgesetz mit seine.ll Art. 24 oder die griechische Verfassung mit ihrem Art.
28-keine Ausnahme zur Verfügung.

Noch weniger denkbar wiire naeh dem Konzept der türkischen Verfassung, daS
Europarecht türkischem Verfassıııgsrecht vorgeht

2. Möglichkeit und Notwendigkeit einer Verrassungsanderung

Var diesem Hintergrund ist eine Auslegung des Art. 90 TV dahingehend, da8 der
Beitrlu mit einem einfaehen Zustimmungsgesetz erfolgen könnte, niCht möglieh. Der
Beitritt zur EG setzl also eiri Verfassungsanderung voraus. Selbst damit sind die
Probleme aber noch nieht vonstandig gelöst. Denn aueh der verfassungandemde
Gesetzgeber kann an einige <irundlagen gebunden sein, die es ihm verwehren,
Verfassungsanderungen vorzunehmen, die an diese Grundlagen rühren. Aueh
Verfassungsanderungen ktnnen verfassungswidrig sein, fa 11s man den
verfassungandernden Gesetzgcbcr nieht mit dem Verfassunggeber gleiehsetzt. Die
türkisehe Verfassung selbsı enthalt Aussagen, die dafür spreehen, daB der
verfassunglindemde Gesetzgebu -anders als der Verfasssunggebcr- nieht beliebig in den
Bestand verfassungsreehtlieher Normen eingreifen kann. So verbietet Art. 4 TV dem
verfassungandemden Gesetzgeber den Eingriff in die Grundnormcn des Art. 2 und 3TV,
wo unter anderem die Gruridlag~ des Naıionalismusprinzips zu finden ist. Sllhe man etwa
das Souveranitatskonzept der türkischen Vcrfassung in diesem Sinne als unantastbar an,
so w~e aueh die Vorbereitıırıg eines Beitrilts dureh eine Verfassungsanderung
verfassungrechtlieh nicht mögl ic:h. Ein extremes Nationalstaatsvcrstandnis würde dies
verbieten. Gerade für die Türkeı spriehtjcdoch dagcgen, daB zwar einerseits das Interesse
arn Fortbestand des Nationalsıaats ungebrochen ist, jedoch andererseits das nationale
Interesse am SouverlinitatsverluSl gröBcr sein könnte als der Erhalt von Souveranitat in
einem MaBe, der weder dem Sıaaı als Ganzes noch seinen Bürgem dient. Die Abwagung
mit anderen dureh die Verfassur,g geschützten Interessen kann es regelrecht erfordem, daB
die Verfassung für die Abgab~ von Hoheitsrechıen vorbcreitet wird. So ist etwa der
türkisehe Staat dem in Art. 5 TV und in den Abschniuen über die wirtsehaftliehen und
sozialen Rechte niedergelegten Sozialstaatskonzept nicht gewaehsen. Erfüllbar wird es
jedoch langfristig möglieherWeısc nur mit einem Beitritt zur EV. Vielleieht ist sogar die
territoriale Integritat des Staate:; nur dureh Einbindung in die EV zu retten, wenn davon
ausgegangen werden kann, da13der türkisehe Staat nieht in der Lage ist, die für die
nationale und territoriale Existem: unbedingt noıwendige wirtsehaftliehc und soziale Kraft
zu entfalten. Das SouveraniUltskonzept in der jetz bestehenden Form ist also nieht
Existenzbedingung für ein modernes, demokratisches Staatswesen Türkei. Eine
Verfassungsanderung ist also möglieh und -wie gezeigt- notwendig.

3. Ergebnis

Im Ergebnis kann und ınJB die türkisehe Verfassung in einer ganz bestimmten
Weise gelindert werden, um den Beitriıt zur EV zu ermögliehen. Die zustandigen
Verfassungsorgane der Republik Türkei soHten sieh davor hüten, ohne eine solche
A.nderung Verhandlungen übcr cincn Beitritt übcrhaupt zu fübren. Denn die Bereitsehaft,
das eigene Rccht zu beaehten und sieh an die eigenen Verfassungsregcln zu tıalten, ist ein
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wiehtiger MaBstab für die Bereitsehaft, sieh an die dureh einen Beitcilt entsrehenden
Bindungen und Vorgaben anzupassen und damit würdiges Mitglicd einer Gemeinschaft zu
werden, für die rechtsstaatliehe Grundslitze nicht nur auf nationaler Ebene, sondem aueh
im Bereieh des Gemeinschaftsrechts zunehmend Bedeutung gewinnen.

Abgesehen vom bekannten und noch nieht ganz gelösıen
Demokratisicrungsproblcm dürfte für cinen Beitritt schon jetzt ausreichen, miı den
notwendigen Mehrheiten des Art. 175 TV eine Bestimmung einzuführen, die als Art. 9a
TV wie folgt lauren könnte:

"Die in den vorstehcnden Artikeln bestimmte Komperenzordnung srehı
einer begrenzten Abtretung von Hoheitsrechten auf eine Staatengemeinschaft nieht
entgegen, soweit diese Staatengemeinsehaft der friedliehen Integration Europas
dient, ihre Rechtsordnung. reehtsstaatliehen Grundslitzen entspricht und
insbesondere den Sehutz der Grundreehte gewlihrleistet und das
Selbstbestimmungsrecht der türkisehen Nation nieht berührı"
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